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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Günther Felbinger, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häus-
ler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander 
Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

für ein Bayerisches Partizipations- und Integrationsgesetz 

A) Problem 

Bayern ist seit Jahren durch die Zuwanderung von Menschen aus al-
len möglichen Ländern und Kulturkreisen geprägt. Viele der zu uns 
kommenden Menschen sind auf der Suche nach einer Perspektive für 
ihre Zukunft. Sie werden dauerhaft im Freistaat bleiben. Um bei Zu-
wanderern ein Gefühl der Ausgrenzung zu vermeiden und dem Ent-
stehen von Parallelgesellschaften entgegenzuwirken, bedarf es einer 
schnellen Integration dieser Menschen. 

Die Gründe und Motive, warum die Menschen nach Bayern kommen, 
sind dabei höchst unterschiedlich. Während gerade in den letzten 
Monaten eine Vielzahl von ihnen die Flucht vor Krieg, Vertreibung und 
Verfolgung und auf der Suche nach Schutz nach Bayern geführt hat, 
übt der Freistaat auf viele Zuwanderer eine große Anziehungskraft 
auch aus anderen Gründen aus. Die Menschen, die zu uns kommen, 
nehmen Bayern als ein Land wahr, das stark und zugleich weltoffen 
ist. Der Freistaat Bayern hat sich nicht nur durch seine funktionieren-
de und innovative Wirtschaft zu einem führenden Wirtschaftsstandort 
in der Welt etabliert. Er verfügt auch über ein stabiles politisches Ge-
meinwesen und hohe rechtsstaatliche, soziale und ökologische Stan-
dards, die die zu uns kommenden Menschen schätzen. Nicht zuletzt 
die bayerische Lebensart und die „Liberalitas Bavarica“ machen Bay-
ern für Zuwanderer besonders attraktiv. Nach dem Motto „Leben und 
leben lassen“ findet jeder Einzelne im Freistaat einen Raum zur 
Selbstverwirklichung, der von anderen geachtet, respektiert und tole-
riert wird. Alle Menschen können auf diese Weise von der bayeri-
schen Freigiebigkeit und Freizügigkeit profitieren. Im Gegenzug be-
darf es aber auch des Respekts, der Achtung und Toleranz gegen-
über anderen Lebensentwürfen. Nur beides zusammen bildet den 
Kern der bayerischen Lebensart und trägt zu einem friedlichen Zu-
sammenleben und der gesellschaftlichen Einheit im Freistaat bei. 

Die seit Jahren erfolgende Zuwanderung nach Bayern hat aber auch 
dazu geführt, dass der Freistaat seit jeher von Pluralität und Vielfalt 
geprägt ist. Bayern hat sich zu einem vielfältigen Land mit unter-
schiedlichen Ethnien, Sprachen und Religionen entwickelt. Dieser 
Pluralismus darf nicht als Bedrohung, sondern muss als Chance für 
den Freistaat verstanden werden. Die unterschiedliche Herkunft der 
Menschen und deren unterschiedlicher kultureller Hintergrund stellen 
vielmehr eine Bereicherung für den Freistaat dar. Bestrebungen, die 
darauf ausgerichtet sind, diese Vielfalt und Pluralität zu leugnen oder 
zu beseitigen, muss daher entschieden begegnet werden.  
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Es muss unmissverständlich zum Ausdruck gebracht werden, dass 
Rassismus, Extremismus jeglicher Art, Antisemitismus, Fremden- und 
Religionsfeindlichkeit keinen Platz in unserem Land und unserer Ge-
sellschaft haben. 

Damit die Integration der zu uns kommenden Menschen gelingen 
kann, bedarf es neben deren eigenem Engagement und aufgeschlos-
senem Willen auch entsprechender Angebote sowie staatlicher Unter-
stützung. Große Hilfe und Unterstützung bei Orientierung und Integra-
tion erfahren die nach Bayern kommenden Menschen vor allem von 
den Kommunen, den Kirchen und Religionsgemeinschaften, den Ver-
bänden der freien Wohlfahrtspflege, den unterschiedlichen Vereinen, 
Stiftungen, Migranten- und Hilfsorganisationen und zahlreichen Un-
ternehmen. Besonderer Dank gebührt aber auch dem ehrenamtlichen 
Engagement der vielen Bürgerinnen und Bürger, die sich um die 
Menschen kümmern und ihren Beitrag zur Integration dieser Men-
schen leisten. Auf diesen bereits bestehenden Strukturen gilt es wei-
ter aufzubauen und diese fortzuentwickeln. 

Denn Integration ist keine Aufgabe, die in absehbarer Zeit abge-
schlossen sein wird. Integration ist vielmehr ein langfristiger Prozess 
und eine der Zukunftsaufgaben, der sich auch der Freistaat Bayern 
stellen muss. Er muss sich seiner Verantwortung gegenüber den 
Menschen, die in unser Land kommen, bewusst werden und durch 
entsprechende gesetzliche Rahmenbedingungen die Weichen für die 
Integration dieser Menschen stellen. Nur so können derzeit noch be-
stehende Defizite und Ungleichheiten beseitigt und die Teilhabe aller 
Menschen am wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Le-
ben unabhängig von ihrer Herkunft ermöglicht werden. 

 

B) Lösung 

Mit dem Erlass eines Bayerischen Partizipations- und Integrationsge-
setzes bekennt sich der Freistaat Bayern zu seiner Verantwortung 
gegenüber Menschen mit Migrationshintergrund und leistet neben den 
Kommunen seinen Beitrag für eine erfolgreiche Integration. Durch das 
Gesetz schafft er verbindliche gesetzliche Rahmenbedingungen, um 
die Teilhabe und Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 
zu fördern. Das Gesetz soll zugleich als Richtschnur und Leitlinie die-
nen und zur Koordinierung, Stärkung und Unterstützung der bereits 
bestehenden integrationspolitischen Infrastruktur beitragen. 

Es beruht dabei auf der Vorstellung, dass Integration nicht im Sinne 
von Assimilation verstanden werden darf. Gelingende Integration er-
fordert von den zu uns kommenden Menschen gerade nicht, dass 
diese ihre eigene Herkunft leugnen und sich vollständig an die Kultur 
und Traditionen der Aufnahmegesellschaft anpassen müssen. Gelin-
gende Integration lässt vielmehr Raum für Unterschiede und gibt je-
dem Menschen auch das Recht auf Entfaltung seiner eigenen Persön-
lichkeit. Grenzen und zugleich aber auch verbindende Elemente bil-
den dabei die Grundwerte und Grundregeln, wie sie in der Bayeri-
schen Verfassung und im Grundgesetz verankert sind.  
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Die Würde des Menschen, die Freiheit der Person, die Gleichheit aller 
Menschen und die Gleichberechtigung der Geschlechter zählen 
ebenso wie Rechtsstaatlichkeit, gegenseitiger Respekt und das Recht 
auf ein selbstbestimmtes und zugleich selbstverantwortliches Leben 
zu den unveränderlichen Grundwerten unserer bayerischen Verfas-
sung und des Grundgesetzes. Es ist daher eine Selbstverständlich-
keit, dass diese Werte von jedermann beachtet und eingehalten wer-
den müssen. Dieser gesamtgesellschaftliche Wertekonsens bildet das 
Band zwischen den Menschen unterschiedlicher Herkunft in unserem 
Land und lässt sie zu einer Einheit zusammenwachsen. Verbindung 
schafft darüber hinaus die Kommunikation in einer gemeinsamen 
Sprache. Von den zu uns kommenden Menschen wird daher auch 
erwartet, dass sie sich bemühen, die deutsche Sprache zu erlernen 
und bereit sind, entsprechende Angebote hierzu auch anzunehmen. 

Miteinander leben bedeutet Geben und Nehmen. Es erfordert Tole-
ranz und gegenseitigen Respekt für den anderen sowie Sensibilität im 
Umgang mit Neuem. Anerkennung und Wertschätzung sowie Offen-
heit im sozialen Miteinander sind unerlässliche Voraussetzungen, 
damit Integration gelingen kann. Ob Integration letztlich gelingt, ent-
scheidet sich dabei meist in den Städten und Kommunen. Das Gesetz 
soll aus diesem Grund auch dazu beitragen, die Kommunen bei der 
Wahrnehmung ihrer Integrationsaufgaben zu unterstützen. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

1. Kosten für den Staat 

Das Gesetz verursacht Kosten. 

Allerdings stehen den Kosten für den Staat Einsparungen durch 
eine bessere Koordination von Integration und durch die Entfal-
tung bislang ungenutzter Potenziale gegenüber. Mangelnde In-
tegration würde dagegen mittel- und langfristig zu höheren Kosten 
führen. Gerade in wirtschaftlicher Hinsicht kommt es durch nicht 
genutzte Potenziale zu einer Verstärkung des Mangels an Fach-
kräften. Ausgrenzung und das Entstehen von Parallelgesellschaf-
ten können zu gesteigerter Kriminalität führen und auf diese Wei-
se Kosten auch für den Strafvollzug und die Justiz auslösen. 

  

2. Kosten für die Kommunen 

Das Gesetz verursacht auch zusätzliche Kosten für die Kommu-
nen. Diese zusätzlich entstehenden Kosten sind den Kommunen 
vom Staat zu ersetzen. 
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Gesetzentwurf 

für ein Bayerisches Partizipations- und Integrations-
gesetz 

 

Art. 1 
Integrationsziele  

und Grundsätze des Gesetzes 
1
Gelingende Integration setzt die Möglichkeit zur 

Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und wirt-
schaftlichen Leben für Menschen mit Migrationshinter-
grund voraus. 

2
Die Teilhabe aller Menschen bildet die 

Grundlage für ein friedvolles und gedeihliches Zusam-
menleben, schafft sozialen Frieden und sichert den 
Zusammenhalt in der Gesellschaft. 

3
Das eigene En-

gagement und der Wille zur Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund ist zu unterstützen. 

4
Die 

Aufnahme- und Integrationsbereitschaft der einheimi-
schen Bevölkerung ist zu fördern. 

  

Art. 2 
Allgemeine Förderung von Integration 

(1) 
1
Erfolgreiche Integration setzt das Zusammen-

wirken aller gesellschaftlichen Akteure voraus. 
2
Zum 

Gelingen von Integration sind die Integrationsbemü-
hungen und der Wille zu Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund durch die Schaffung ent-
sprechender Angebote zu fördern. 

3
Integrationsange-

bote an Menschen mit Migrationshintergrund sind so 
auszugestalten, dass sie den jeweiligen Bedarf des 
Einzelnen sowie dessen aufenthaltsrechtliche Situati-
on berücksichtigen. 

4
Für Personen mit besonderem 

Bedarf ist die Unterstützung durch geeignete Angebo-
te sicherzustellen. 

5
Auf die Aufnahme- und Integrati-

onsbereitschaft der einheimischen Gesellschaft ist 
durch Aufklärung und Information hinzuwirken. 

(2) 
1
Menschen mit oder ohne Migrationshinter-

grund muss ein Raum zur Selbstverwirklichung ver-
bleiben. 

2
Grenze dieses Freiraums bilden die Werte 

und Grundregeln der Bayerischen Verfassung und 
des Grundgesetzes. 

3
Zu diesen Grundwerten und 

Grundregeln zählen insbesondere die Würde des 
Menschen, die Freiheit der Person, die Gleichheit aller 
Menschen und die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter, Rechtsstaatlichkeit, gegenseitiger Respekt 
und das Recht auf ein selbstbestimmtes und zugleich 
selbstverantwortliches Leben. 

4
Diese werden von al-

len Mitgliedern der Gesellschaft als Basis eines fried-
lichen und gedeihlichen Zusammenlebens respektiert 
und geachtet. 

5
Von allen Menschen mit und ohne 

Migrationshintergrund wird das Bemühen erwartet, 
diesen gesamtgesellschaftlichen Wertekonsens zu 
akzeptieren und zu respektieren. 

(3) 
1
Gesellschaftliches Miteinander bedeutet ge-

genseitigen Respekt, Toleranz und Anerkennung an-
deren gegenüber. 

2
Auf interkulturelle und interreligiö-

se Sensibilität in allen gesellschaftlichen und staatli-
chen Bereichen, Offenheit im Umgang mit Neuem 
sowie Veränderungsbereitschaft ist hinzuwirken. 

3
Das 

soziale Miteinander ist zu fördern. 

(4) 
1
Jeder Form von Rassismus, Antisemitismus, 

Extremismus, Fremden- und Religionsfeindlichkeit ist 
mit einer Null-Toleranz-Haltung zu begegnen. 

2
Es ist 

hierbei Aufgabe des Staates und aller Behörden, die 
entsprechenden Maßnahmen zu ergreifen. 

(5) 
1
Das bürgerschaftliche Engagement von und 

für Menschen mit Migrationshintergrund ist in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen zu stärken. 

2
Menschen mit 

Migrationshintergrund sollen zu eigenem ehrenamtli-
chen Engagement als Beitrag zum Gemeinwohl ermu-
tigt werden. 

3
Gemeinsame Formen ehrenamtlichen 

Engagements sind zu unterstützen. 
4
Der Staat er-

kennt den wichtigen Beitrag von Verbänden, Verei-
nen, Hilfs- und Migrantenorganisationen, Stiftungen, 
Unternehmen, Kirchen und Religionsgemeinschaften 
sowie von Einzelpersonen an, die diese durch die 
Information über Angebote, die Werbung für Teilnah-
me und ihre Aktivitäten für die Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund leisten. 

5
Das ehren-

amtliche Engagement vor Ort ist durch entsprechende 
Angebote zur Information und Koordinierung zu unter-
stützen. 

(6) 
1
Sowohl Bildung als auch das Erlernen der 

deutschen Sprache ist von zentraler Bedeutung für 
eine erfolgreiche Integration. 

2
Menschen mit Migrati-

onshintergrund sind in ihren Bemühungen durch ge-
eignete und flächendeckende Angebote zu unterstüt-
zen. 

3
Im Bereich der Bildung sollen auch Angebote 

zur politischen Bildung bereitgestellt werden. 

(7) 
1
Menschen mit Migrationshintergrund sind un-

abhängig von ihrer Herkunft, ihrer sozialen Lage, ihres 
Geschlechts, ihrer Religion und Weltanschauung und 
ihrer sexuellen Identität zu unterstützen und zu beglei-
ten. 

2
Die Beratungsangebote der Migrations- und 

Asylsozialberatung sind entsprechend auszubauen. 
3
Rückkehrwillige Migrantinnen und Migranten sollen 

vom Staat durch Angebote der Rückkehrberatung 
unterstützt werden. 

(8) Der Staat fördert die Schaffung von Wohn-
raum, um den bestehenden Bedarf zu angemessenen 
Bedingungen decken zu können. 

(9) Der Staat verwirklicht im Rahmen seiner Zu-
ständigkeit und der geltenden Gesetze die Ziele die-
ses Gesetzes. 
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Art. 3 
Begriffsbestimmungen 

(1) Menschen mit Migrationshintergrund sind Per-
sonen, die ihren ständigen Aufenthalt in Bayern haben 
und 

1. nicht Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes sind oder 

2. außerhalb des heutigen Gebiets der Bundesre-
publik Deutschland geboren und seit dem 1. Ja-
nuar 1950 nach Deutschland zugewandert sind 
oder 

3. bei denen mindestens ein Elternteil die Kriterien 
der Nr. 2 erfüllt. 

(2) Interkulturelle Kompetenz im Sinn dieses Ge-
setzes stellt 

1. die Fähigkeit dar, mit Menschen mit oder ohne 
Migrationshintergrund erfolgreich und zur gegen-
seitigen Zufriedenheit agieren zu können 

2. die Fähigkeit bei Vorhaben, Maßnahmen, Pro-
grammen etc. die verschiedenen Auswirkungen 
auf Menschen mit oder ohne Migrationshinter-
grund zu beurteilen und entsprechend handeln zu 
können sowie 

3. die Fähigkeit, die durch Diskriminierung und Aus-
grenzung entstehenden integrationshemmenden 
Auswirkungen zu erkennen und zu überwinden. 

  

Art. 4 
Bayerischer Integrationsbeauftragter 

(1) 
1
Der Landtag wählt auf Vorschlag der Staats-

regierung eine Persönlichkeit für Fragen der Integrati-
ons-, Asyl- und Migrationspolitik (Bayerischer Integra-
tionsbeauftragter). 

2
Die Ernennung, Entlassung und 

Abberufung erfolgt durch die Präsidentin oder den 
Präsidenten des Landtags. 

3
Der oder die Bayerische 

Integrationsbeauftragte ist Beamter auf Zeit und wird 
für die Dauer der Legislaturperiode berufen. 

4
Eine 

Wiederwahl ist zulässig. 
5
Vor Ablauf der Wahlperiode 

kann der oder die Bayerische Integrationsbeauftragte 
nur auf seinen oder ihren Antrag entlassen werden; 
ohne seine oder ihre Zustimmung kann er oder sie vor 
Ablauf der Wahlperiode nur mit Zweidrittelmehrheit 
der Mitgliederzahl des Landtags abberufen werden, 
wenn eine entsprechende Anwendung der Vorschrif-
ten über die Amtsenthebung von Richtern auf Le-
benszeit dies rechtfertigt. 

(2) 
1
Der oder die Bayerische Integrationsbeauf-

tragte kann sich jederzeit an den Landtag wenden. 
2
Er 

oder sie untersteht der Dienstaufsicht der Präsidentin 
oder des Präsidenten des Landtags.  

(3) 
1
Der oder die Bayerische Integrationsbeauf-

tragte bedient sich einer Geschäftsstelle, die beim 
Landtag eingerichtet wird; Verwaltungsangelegenhei-
ten der Geschäftsstelle werden vom Landtagsamt 
wahrgenommen, soweit sie nicht der Zuständigkeit 

des oder der Bayerischen Integrationsbeauftragten 
unterliegen. 

2
Die Stellen sind im Einvernehmen mit 

dem oder der Bayerischen Integrationsbeauftragten 
zu besetzen. 

3
Die Mitarbeiter können, falls sie mit der 

beabsichtigten Maßnahme nicht einverstanden sind, 
nur im Einvernehmen mit dem oder der Bayerischen 
Integrationsbeauftragten versetzt, abgeordnet oder 
umgesetzt werden. 

4
Der oder die Bayerische Integra-

tionsbeauftragte ist Dienstvorgesetzter dieser Mitar-
beiter. 

5
Sie sind in ihrer Tätigkeit nach diesem Gesetz 

nur an seine oder ihre Weisungen gebunden und un-
terstehen ausschließlich seiner oder ihrer Dienstauf-
sicht. 

(4) Die Personal- und Sachmittel der Geschäfts-
stelle werden im Einzelplan des Landtags gesondert 
ausgewiesen. 

(5) 
1
Der oder die Bayerische Integrationsbeauf-

tragte kontrolliert die Einhaltung dieses Gesetzes. 
2
Er 

oder sie setzt sich für den Abbau von Integrations-
hemmnissen ein und wirkt darauf hin, dass Menschen 
mit Migrationshintergrund die Möglichkeit zur Teilhabe 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens ge-
geben wird. 

(6) 
1
Der oder die Bayerische Integrationsbeauf-

tragte ist ressortübergeifend tätig. 
2
Er oder sie 

1. arbeitet hierzu mit allen Staatsministerien insbe-
sondere bei integrationsspezifischen Anliegen zur 
schulischen, beruflichen und gesellschaftlichen In-
tegration von Menschen mit Migrationshintergrund 
zusammen, 

2. bearbeitet die Anregungen von einzelnen Be-
troffenen, von Verbänden, von Migrantenselbsthilfe-
organisationen und von Beauftragten auf kommu-
nalen Ebenen für die Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund, 

3. regt Maßnahmen zur Verbesserung der Integrati-
on von Menschen mit Migrationshintergrund an 

4. ist bei allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonsti-
gen wichtigen Vorhaben, soweit sie im Schwer-
punkt thematisch einschlägige Fragen behandeln 
oder berühren, zu beteiligen. 

  

Art. 5 
Bayerischer Integrationsrat 

(1) 
1
Der oder die Bayerische Integrationsbeauf-

tragte soll zu seiner Unterstützung und Beratung Ver-
bände sowie geeignete Einzelpersönlichkeiten, wel-
che die Integration von Menschen mit Migrationshin-
tergrund fördern, in allen integrations- und migrations-
politischen Fragen einbinden. 

2
Der oder die Bayeri-

sche Integrationsbeauftragte richtet hierzu einen Bay-
erischen Integrationsrat ein. 

(2) 
1
Diesem sollen insbesondere Vertreterinnen 

und Vertreter der Landesvertretung der kommunalen 
Integrations- und Ausländerbeiräte (AGABY), des 
bayerischen Flüchtlingsrates, der Verbände der Frei-
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en Wohlfahrtspflege, der Verbände der Wirtschaft, der 
kommunalen Spitzenverbände und der Religions- und 
Glaubensgemeinschaften angehören. 

3
Auf eine an-

gemessene Vertretung von Menschen mit Migrations-
hintergrund ist zu achten.  

 

Art. 6 
Integrationsbericht 

1
Der oder die Bayerische Integrationsbeauftragte 

erstattet dem Landtag und der Staatsregierung jähr-
lich einen schriftlichen Integrationsbericht über den 
Stand der Integration und über seine Tätigkeit. 

2
Der 

Integrationsbericht ist im Bayerischen Integrationsrat 
vorzuberaten. 

  

Art. 7 
Zentrale Informationsstelle 

(1) 
1
Der Freistaat Bayern unterhält eine zentrale 

Informationsstelle. 
2
Diese ist beim Staatsministerium 

für Arbeit und Soziales, Familie und Integration anzu-
siedeln. 

(2) 
1
Aufgabe der zentralen Informationsstelle ist 

die Begleitung, Unterstützung, Beratung und der Infor-
mationsaustausch in allen integrationsrelevanten Fra-
gestellungen. 

2
Das Angebot richtet sich sowohl an 

Menschen mit als auch ohne Migrationshintergrund. 

  

Art. 8 
Interkulturelle Öffnung der Verwaltung 

(1) 
1
Eine interkulturelle Öffnung der Verwaltung 

des Staates soll auf allen Ebenen erfolgen, um ihre 
Handlungsfähigkeit im Umgang mit der Pluralität der 
Gesellschaft zu stärken. 

2
Dieses Ziel ist durch Maß-

nahmen umzusetzen, die 

1. eine Erhöhung des Anteils von Menschen mit 
Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst, 

2. die gezielte Förderung von interkultureller Kompe-
tenz der Bediensteten der Verwaltung, 

3. den Schutz vor Diskriminierung im öffentlichen 
Dienst 

anstreben. 

(2) 
1
Interkulturelle Kompetenz soll sowohl durch 

staatliche als auch durch vom Freistaat geförderte 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote anderer Maß-
nahmenträger gefördert werden. 

2
Die Förderung und 

Auswahl der in Satz 1 genannten Maßnahmenträger 
kann dabei von deren Bereitschaft zur Förderung von 
interkultureller Kompetenz abhängig gemacht werden. 

  

Art. 9 
Bildung 

(1) 
1
Bildung und das Erlernen der deutschen 

Sprache stellen eine wichtige Chance für die Teilhabe 
am öffentlichen Leben und Arbeiten dar. 

2
Aufgabe der 

Bildungseinrichtungen ist es, durch gezielte, individu-
elle und flächendeckende Angebote zum Erlernen der 
deutschen Sprache die Integration von Kindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen mit Migrationshinter-
grund zu fördern. 

3
Zu den Bildungseinrichtungen nach 

Abs. 1 Satz 2 zählen neben Kindertageseinrichtungen 
und Schulen auch Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung. 

4
Der Freistaat unterstützt durch entsprechende, 

zusätzliche Fördermaßnahmen vor allem die Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung und Kindertagesein-
richtungen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe nach Abs. 1 
Satz 2. 

(2) 
1
Der Freistaat gewährt allen Kindern und Ju-

gendlichen unabhängig von deren aufenthaltsrechtli-
chem Status Zugang zu schulischen Bildungseinrich-
tungen. 

2
An Schulen aller Schularten sollen zum Er-

lernen der deutschen Sprache Sprachlernklassen 
oder vergleichbare Angebote eingerichtet werden, die 
mit ausreichend pädagogischem Personal und Sach-
mitteln ausgestattet werden. 

3
Ziel ist die frühestmögli-

che Aufnahme in eine Regelklasse. 

(3) Die ethnische, kulturelle und religiöse Identität 
von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen wird von 
den Bildungseinrichtungen nach Abs. 1 geachtet und 
gefördert. 

(4) Bei der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Pä-
dagogen und Pädagoginnen der Bildungseinrichtun-
gen nach Abs. 1 sind entsprechende Angebote zum Er-
werb interkultureller Kompetenz aufzunehmen. 

  

Art. 10 
Hochschule 

1
Hochschulen können für studieninteressierte, 

nicht immatrikulierte Menschen mit Migrationshinter-
grund – unabhängig von deren aufenthaltsrechtlichem 
Status – Angebote einrichten, die den Erwerb der 
deutschen Sprache unterstützen und Orientierungshil-
fen und Beratung über Bildungsmöglichkeiten und 
Ausbildungswege geben, um strukturell bedingte Bil-
dungsdefizite auszugleichen. 

2
Die Trennung zwischen 

dem schulischen und dem universitären Bildungsauf-
trag ist dabei einzuhalten. 

3
Hochschulen ist es unter-

sagt, Prüfungen abzunehmen, die einen allgemeinen 
Bildungsabschluss ermöglichen. 

4
Die weiteren Einzel-

heiten regeln die Hochschulen in eigener Verantwor-
tung durch Satzung. 

5
Die Bestimmungen über den 

Hochschulzugang und die Hochschulzulassung blei-
ben unberührt. 

  

Art. 11 
Beruf und Arbeit 

(1) 
1
Der Freistaat Bayern erkennt das Potenzial 

von Menschen mit Migrationshintergrund als qualifi-
zierte Fachkräfte oder künftig zu qualifizierende Fach-
kräfte für den heimischen Arbeitsmarkt an. 

2
Zusam-

men mit den Akteuren der Arbeitsmarktförderung, der 
Berufsbildung und unter Nutzung der regionalen Ar-
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beitsansätze zur Eingliederung in Beruf und Arbeit 
setzt er sich dafür ein, die Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsfähigkeit der Menschen mit Migrationshinter-
grund unter Berücksichtigung ihrer Potenziale wie 
Mehrsprachigkeit und berufliche Qualifikation aus dem 
Herkunftsland zu stärken. 

(2) Der Freistaat fördert zudem alle Maßnahmen, 
die darauf ausgerichtet sind, Menschen mit Migrati-
onshintergrund unter Nutzung der gesetzlich vorge-
schriebenen Möglichkeiten des Berufsbildungsgeset-
zes und der Handwerksordnung, des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB II – Grundsicherung für Ar-
beitssuchende) und des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB III – Arbeitsförderung) beruflich zu integ-
rieren. 

 

Art. 12 
Kommunen 

1
Die Kommunen sind bei der Unterbringung und 

Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 
zu unterstützen. 

2
Der Staat sichert den Kommunen 

finanzielle Unterstützung bei der Bewältigung von 
Integrationsaufgaben zu. 

  

Art. 13 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am .............................. in Kraft. 

 

 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeines 

Jährlich kommen zahlreiche Menschen auf der Suche 
nach einer Perspektive für ihre Zukunft nach Bayern. 
Viele der Menschen wollen dauerhaft im Freistaat 
bleiben. Um bei den Zuwanderern ein Gefühl der Aus-
grenzung zu vermeiden und dem Entstehen von Pa-
rallelgesellschaften entgegenzuwirken, bedarf es ei-
ner schnellen Integration dieser Menschen. 

Die Gründe und Motive, warum die Menschen nach 
Bayern kommen, sind dabei höchst unterschiedlich. 
Während gerade im letzten Jahr viele Menschen die 
Flucht vor Krieg, Vertreibung und Verfolgung und auf 
der Suche nach Schutz nach Bayern geführt hat, übt 
der Freistaat auf viele Menschen eine große Anzie-
hungskraft auch aufgrund seiner innovativen und 
funktionierenden Wirtschaft, seines stabilen politi-
schen Gemeinwesens und nicht zuletzt aufgrund der 
bayerischen Lebensart und der „Liberalitas bavarica“, 
die sich in dem Motto „Leben und leben lassen“ wi-
derspiegelt, aus. 

Die seit Jahren erfolgende Zuwanderung hat dazu 
geführt, dass Bayern durch Vielfalt und Pluralität ge-
prägt ist und sich zu einem Land mit unterschiedlichen 
Ethnien, Sprachen und Religionen entwickelt hat. Das 
Band zwischen den Menschen unterschiedlicher Her-
kunft bilden dabei die Grundwerte und Grundregeln, 
wie sie in der Bayerischen Verfassung und dem 
Grundgesetz verankert sind. Diese Werte und Regeln 
müssen von allen eingehalten und beachtet werden. 
Es wird daher auch von den Menschen, die zu uns 
kommen, erwartet, dass sie diesen gesamtgesell-
schaftlichen Wertekonsens akzeptieren und respektie-
ren. 

Damit die Integration der zu uns kommenden Men-
schen gelingen kann, bedarf es Anstrengungen auf 
beiden Seiten. Insoweit sind nicht nur das Engage-
ment und der unbedingte Integrationswille der Men-
schen, die zu uns kommen, erforderlich. Es gilt auch 
die Aufnahme- und Integrationsbereitschaft der ein-
heimischen Bevölkerung zu fördern und deren Integ-
rationskraft zu stärken. 

Integration ist keine Aufgabe, die in absehbarer Zeit 
abgeschlossen sein wird. Es handelt sich vielmehr um 
einen langfristigen Prozess und einer der Zukunfts-
aufgaben, der sich auch der Freistaat stellen muss. 
Es gilt nun die gesetzlichen Rahmenbedingungen für 
eine erfolgreiche Integration der zu uns kommenden 
Menschen auf den Weg zu bringen und zu schaffen. 

  

B) Im Einzelnen 

Zu Art. 1   
Integrationsziele und Grundätze des Gesetzes: 

Damit Integration gelingen kann, müssen Menschen 
mit Migrationshintergrund Möglichkeiten erhalten, um 
am gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Leben teilhaben zu können. Diese Möglichkeiten zur 
Teilhabe vermitteln ein Gefühl der Zugehörigkeit und 
Anerkennung. Die zu uns kommenden Menschen 
können sich als Teil der Gesellschaft fühlen und auf 
diese Weise auch besser mit gesellschaftlichen Um-
gangsformen und Gepflogenheiten identifizieren. 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund wach-
sen so zu einer gesellschaftlichen Einheit zusammen. 
Der Zusammenhalt in der Gesellschaft wird gestärkt 
und es wird zugleich die Voraussetzung für ein fried-
volles und gedeihliches Zusammenleben und sozialen 
Frieden geschaffen. Ziel aller Integrationsbemühun-
gen muss daher sein, die Teilhabe von Menschen mit 
Migrationshintergrund am gesellschaftlichen, kulturel-
len und wirtschaftlichen Leben zu ermöglichen. Dies 
erfordert aber Anstrengungen auf beiden Seiten. Es 
reicht insofern nicht aus, wenn von Menschen mit 
Migrationshintergrund eigenes Engagement und der 
Wille zur Integration eingefordert wird. Auch die ein-
heimische Bevölkerung muss bereit sein, sich zu ver-
ändern und die zu uns kommenden Menschen in ihrer 
Mitte aufzunehmen. 
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Zu Art. 2   
Allgemeine Förderung von Integration: 

Zu Abs. 1: 

Integration ist kein einseitiger Prozess, sondern viel-
mehr eine gemeinschaftliche Aufgabe, an der alle ge-
sellschaftlichen Akteure mitwirken müssen. Integration 
kann gelingen, wenn alle Menschen, sowohl Einhei-
mische als auch Menschen mit Migrationshintergrund, 
bereit sind, ihren Beitrag zu leisten. Voraussetzung für 
das Gelingen von Integration ist daher nicht nur, dass 
die zu uns kommenden Menschen den Willen haben, 
sich zu integrieren und entsprechende Integrations-
bemühungen unternehmen. Die Menschen müssen 
hierin auch durch entsprechende Angebote von staat-
licher Seite unterstützt werden. Bei der Ausgestaltung 
dieser Angebote ist auf den jeweiligen Bedarf des 
Einzelnen und seine rechtliche Situation besondere 
Rücksicht zu nehmen. Denn jeder Mensch ist unter-
schiedlich, verfügt beispielsweise über andere Vor-
kenntnisse oder hat ein anderes Lerntempo. Der Be-
darf von Frauen und Kindern sowie von Menschen mit 
Behinderung muss dabei besonders berücksichtigt 
werden, wobei es sich insoweit um keine abschlie-
ßende Aufzählung handelt. Um auch für diese Perso-
nengruppen eine erfolgreiche Integration sicherstellen 
zu können, müssen entsprechende Angebote konzi-
piert werden. Daneben muss aber auch die aufneh-
mende Gesellschaft bereit und offen dafür sein, diese 
Menschen als Teil der Gesellschaft zu akzeptieren 
und zu respektieren. Nur beides zusammen bilden die 
Basis für eine nachhaltige und erfolgreiche Integrati-
on. Aufgabe des Staates ist es hierbei, durch entspre-
chende Angebote sowohl den Integrationswillen von 
Menschen mit Migrationshintergrund als auch die 
Aufnahmebereitschaft der einheimischen Bevölkerung 
zu stärken. 

 

Zu Abs. 2: 

Gesellschaftliches Miteinander bedeutet nicht, dass 
Menschen mit Migrationshintergrund ihre eigene Iden-
tität und Herkunft leugnen und sich vollständig an die 
kulturellen Gegebenheiten, Traditionen und Gepflo-
genheiten der aufnehmenden Gesellschaft anpassen 
müssen. Integration ist nicht im Sinne von Assimilati-
on zu verstehen. Für eine erfolgreiche Integration 
muss vielmehr allen Menschen, gleichgültig ob mit 
oder ohne Migrationshintergrund, ein Raum zur 
Selbstverwirklichung verbleiben. Jeder muss das 
Recht haben, seine eigenen Traditionen zu pflegen, 
sich seine kulturelle Identität zu bewahren sowie seine 
Weltanschauung bzw. Religion zu leben und auszu-
üben. Seine Grenze findet dieser Freiraum allerdings 
in den Grundwerten und Grundregeln, wie sie in der 
Bayerischen Verfassung und dem Grundgesetz ver-
ankert sind. Grundwerte wie die Würde des Men-
schen, die Freiheit der Person, die Gleichheit aller 
Menschen und die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter, Rechtsstaatlichkeit, gegenseitiger Respekt 

und das Recht auf ein selbstbestimmtes und selbst-
verantwortliches Leben bilden dabei die tragenden 
Grundsäulen unseres friedvollen und gedeihlichen 
Zusammenlebens. Diese Werte stehen nicht zur Dis-
kussion. Sie müssen von allen geachtet und respek-
tiert werden. Es wird daher auch von den zu uns 
kommenden Menschen erwartet, dass sie sich bemü-
hen, diesen bestehenden gesamtgesellschaftlichen 
Wertekonsens zu respektieren und zu achten. 

  

Zu Abs. 3: 

Das Zusammenleben von Menschen mit und ohne 
Migrationshintergrund kann nur dann funktionieren, 
wenn auf beiden Seiten die Bereitschaft besteht, den 
jeweils anderen so zu respektieren und zu tolerieren, 
wie er ist und ihm auf diese Weise seine Anerkennung 
zum Ausdruck zu bringen. Dies setzt die Bereitschaft 
zur Veränderung sowie Offenheit im Umgang mit 
Neuem voraus. Die Sensibilität für andere Kulturen 
und andere Religionen muss in allen gesellschaftli-
chen und staatlichen Bereichen geweckt und geför-
dert werden. Hierdurch sind auch positive Effekte für 
den Integrationsprozess zu erwarten. Denn nur wer 
das Gefühl hat, anerkannt und respektiert zu werden, 
wird auch seine Bereitschaft zeigen, sich in die Ge-
sellschaft zu integrieren. Integrationshemmende Wir-
kung haben dagegen Ausgrenzung und Ablehnung. 
Um dies zu verhindern, muss das soziale Miteinander 
gefördert werden. Entsprechende Maßnahmen, die 
darauf ausgerichtet sind, sind von staatlicher Seite 
daher zu unterstützen und zu fördern. 

  

Zu Abs. 4: 

Rassismus, Extremismus jeder Art, Antisemitismus, 
Fremden- und Religionsfeindlichkeit haben keinen 
Platz in unserer Gesellschaft. Sie hemmen Integrati-
on. Ihnen muss daher mit einer Null-Toleranz-Haltung 
von staatlicher Seite begegnet werden, um zu verhin-
dern, dass Menschen sich ausgegrenzt und diskrimi-
niert fühlen. Entschlossenes staatliches Handeln, um 
Bestrebungen jeglicher Art auch bereits im Vorfeld zu 
bekämpfen, ist daher unerlässlich. Entsprechende 
Maßnahmen sind von staatlicher Seite hierzu zu er-
greifen. 

  

Zu Abs. 5: 

Damit Integration gelingen kann, bedarf es auch des 
Engagements unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Akteurinnen und Akteuren. Zu diesen Akteuren zählen 
beispielsweise die Verbände der Freien Wohlfahrts-
pflege, Hilfs- und Migrantenorganisationen, Religions- 
und Glaubensgemeinschaften sowie Sportvereine und 
Kultureinrichtungen. Nicht zu vernachlässigen ist das 
ehrenamtliche Engagement zahlreicher Bürgerinnen 
und Bürger. Ohne dieses bürgerschaftliche Engage-
ment wäre die Aufgabe der Integration nicht zu meis-
tern. Als Zeichen der Würdigung und Anerkennung 
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der bisher geleisteten Arbeit muss bürgerschaftliches 
Engagement weiter gefördert und gestärkt werden. 
Dabei ist auch darauf hinzuwirken, dass Menschen 
mit Migrationshintergrund ermutigt werden, sich selbst 
zu engagieren und auf diese Weise ihren Beitrag zum 
Gemeinwohl leisten zu können. Auch gemeinsame 
Formen ehrenamtlichen Engagements sind zu för-
dern. Denn gemeinsames Engagement verbindet die 
Menschen. Die gemeinsame Interaktion schafft zu-
dem die Möglichkeit zu Begegnung und fördert das 
Verständnis für die Bedürfnisse des jeweils anderen. 

Die tausenden ehrenamtlich Engagierten haben sich 
im Freistaat verdient gemacht. Sie haben gezeigt, 
dass es sich bei der bayerischen Gesellschaft um 
eine solidarische und zugleich weltoffene Gesellschaft 
handelt. Von Seiten des Freistaates gilt es nun, so-
wohl die erprobten Helferinnen und Helfer als auch 
interessierte Bürgerinnen und Bürger in Form von 
geeigneten Angeboten zur Information und Koordinie-
rung bei ihrem bürgerschaftlichem Engagement zu 
unterstützen. Integration kann nur im Zusammenspiel 
mit den ehrenamtlich Tätigen gelingen. 

  

Zu Abs. 6: 

Sowohl Bildung als auch die angemessene Beherr-
schung der deutschen Sprache sind von zentraler 
Bedeutung für eine erfolgreiche Integration. Um am 
schulischen, gesellschaftlichen und beruflichen Leben 
teilhaben zu können, stellen Kenntnisse der deut-
schen Sprache eine unverzichtbare Voraussetzung 
dar. Eigenes Engagement ist hierbei durch entspre-
chende sowie flächendeckende Angebote zu fördern. 
Neben den klassischen Kursmöglichkeiten sollen 
hierbei auch verstärkt digitale Unterrichtsangebote, 
wie sie beispielsweise im Rahmen des sogenannten 
“Tölzer Modells” praktiziert werden, zur Verfügung 
gestellt werden. Darüber hinaus ist auch das Wissen 
über Demokratie und den Rechtsstaat, die politische 
Bildung im Allgemeinen, durch entsprechende Ange-
bote an Menschen mit Migrationshintergrund zu för-
dern. 

  

Zu Abs. 7: 

Menschen mit Migrationshintergrund sind auf jede 
Unterstützung und Hilfe angewiesen. Kriterien wie 
Herkunft, soziale Lage, Geschlecht, Religion und 
Weltanschauung sowie sexuelle Identität dürfen für 
die Gewährung keine Rolle spielen. Einzelfallbezoge-
ne und auf den Bedarf abgestimmte Hilfe und Unter-
stützung erhalten Menschen mit Migrationshinter-
grund gerade auch im Rahmen der Asylsozial- und 
Migrationsberatung. Die Angebote in diesen Berei-
chen sind allerdings noch unzureichend und nicht 
zufriedenstellend. Ein Ausbau ist daher dringend er-
forderlich. Rückkehrwillige Migrantinnen und Migran-
ten sollen zudem durch Angebote der Rückkehrbera-
tung vom Staat unterstützt werden. 

Zu Abs. 8: 

Um den bestehenden Bedarf an Wohnraum zu ange-
messenen Bedingungen sicherstellen zu können, 
fördert der Staat die Schaffung von Wohnraum. 

  

Zu Abs. 9: 

Der Staat verwirklicht im Rahmen seiner Zuständig-
keiten und der geltenden Gesetze die Ziele dieses 
Gesetzes. 

  

Zu Art. 3   
Begriffsbestimmungen: 

Zu Abs. 1: 

Art. 3 enthält eine Definition der Adressaten des Ge-
setzes und bedient sich hierzu des Begriffes „Men-
schen mit Migrationshintergrund“. Dieser Begriff hat 
sich auch im Rahmen der Diskussion des Themas 
Integration etabliert. Grundsätzlich gibt es verschie-
dene Definitionen des Begriffes “Menschen mit Migra-
tionshintergrund”. Das Gesetz enthält eine weite Defi-
nition. Danach sind Menschen mit Migrationshinter-
grund nicht nur Ausländerinnen und Ausländer. Zu 
Menschen mit Migrationshintergrund im Sinne der 
Definition zählen auch deutsche Staatsangehörige, 
die entweder selbst zugewandert sind oder einen 
Elternteil haben, der zugewandert ist. Als Zuwande-
rungszeitpunkt wurde 1950 gewählt. Damit soll deut-
lich gemacht werden, dass klar zwischen der erzwun-
genen Flucht und dem Schicksal der Heimat- und 
Kriegsvertriebenen während und nach dem Zweiten 
Weltkrieg und den daraufhin nachfolgenden Migrati-
onsbewegungen auf das Gebiet der heutigen Bundes-
republik unterschieden wird. 

Der Begriff Menschen mit Migrationshintergrund er-
fasst neben der Ersten Generation, also denjenigen, 
die selbst zugewandert sind, auch die sogenannte 
Zweite Generation. Grund hierfür ist, dass teilweise 
auch bei den Nachkommen von Zugewanderten, die 
hier schon länger leben, Integrationsdefizite bestehen 
und diese noch nicht vollumfänglich zu einem Teil der 
Gesellschaft geworden sind. 

  

Zu Abs. 2: 

Abs. 2 enthält eine Definition des Begriffes „interkultu-
relle Kompetenz“. Mittels der beschriebenen Fähigkei-
ten sind interkulturell kompetente Personen in der 
Lage, effektiv und erfolgreich mit Angehörigen unter-
schiedlicher Herkunft zu kommunizieren und gegen-
seitiges Vertrauen aufzubauen. 

  

Zu Art. 4   
Bayerischer Integrationsbeauftragter: 

Zu Abs. 1: 

Zur Unterstützung der staatlichen Stellen in allen mig-
rations- und integrationspolitischen Fragestellungen 
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und um der Aufgabe der Integration auch den nötigen 
Nachdruck zu verleihen, wird die neue Stelle einer 
oder eines Bayerischen Integrationsbeauftragten ein-
gerichtet. Diese oder dieser ist grundsätzlich vom 
Landtag zu wählen. Die Staatsregierung hat ein ent-
sprechendes Vorschlagsrecht. Ernennung, Abberu-
fung und Entlassung erfolgt durch die Präsidentin 
oder den Präsidenten des Landtags. Die oder der 
Bayerische Integrationsbeauftragte ist Beamtin bzw. 
Beamter auf Zeit und wird für die Dauer der Legisla-
turperiode berufen. Eine Wiederwahl ist zulässig. Vor 
Ablauf der Wahlperiode kann sie oder er nur auf sei-
nen Antrag hin oder ohne ihre oder seine Zustimmung 
mit Zweidrittelmehrheit der Mitglieder des Landtags 
entlassen werden. Die Vorschriften über die Amtsent-
hebung von Richtern auf Lebenszeit sind insoweit 
entsprechend anzuwenden. 

  

Zu Abs. 2: 

Die oder der Bayerische Integrationsbeauftragte hat 
das Recht, sich jederzeit an den Landtag zu wenden. 
Die Dienstaufsicht über die oder den Bayerische(n) 
Integrationsbeauftragte(n) übt die Präsiedentin oder 
der Präsident des Landtags aus. 

  

Zu Abs. 3 und 4: 

Beim Landtag wird eine Geschäftsstelle für die oder 
den Bayerischen Integrationsbeauftragte(n) eingerich-
tet. Verwaltungsangelegenheiten der Geschäftsstelle 
werden vom Landtagsamt wahrgenommen, soweit sie 
nicht der Zuständigkeit der oder des Bayerischen 
Integrationsbeauftragten unterliegen. Die Stellen sind 
im Einvernehmen mit der oder dem Bayerischen In-
tegrationsbeauftragten zu besetzen. Die Mitarbeiter 
können, falls sie mit der beabsichtigten Maßnahme 
nicht einverstanden sind, nur im Einvernehmen mit 
der oder dem Bayerischen Integrationsbeauftragten 
versetzt, abgeordnet oder umgesetzt werden. Der 
oder die Bayerische Integrationsbeauftragte ist Dienst-
vorgesetzter dieser Mitarbeiter. Sie sind in ihrer Tätig-
keit nach diesem Gesetz nur an seine oder ihre Wei-
sungen gebunden und unterstehen ausschließlich 
seiner oder ihrer Dienstaufsicht. Personal- und Sach-
mittel der Geschäftsstelle werden im Einzelplan des 
Landtags gesondert ausgewiesen. 

  

Zu Abs. 5:  

Aufgabe der oder des Bayerischen Integrationsbeauf-
tragten ist es, die Einhaltung des Bayerischen Partizi-
pations- und Integrationsgesetzes zu kontrollieren. 
Zudem soll sie oder er sich für den Abbau von integra-
tionshemmenden Faktoren einsetzen und auf die Ver-
wirklichung des Integrationszieles der gleichberechtig-
ten Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund 
am politischen, kulturellen, wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Leben hinwirken. 

Zu Abs. 6:  

Die oder der Bayerische Integrationsbeauftragte wird 
ressortübergreifend tätig. Sie oder wer arbeitet hierzu 
mit allen Staatsministerien insbesondere bei integrati-
onsspezifischen Anliegen zur schulischen, beruflichen 
und gesellschaftlichen Integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund zusammen und bearbeitet die 
Anregungen von einzelnen Betroffenen, von Verbän-
den, von Migrantenselbsthilfeorganisationen und von 
Beauftragten auf kommunalen Ebenen für die Integra-
tion von Menschen mit Migrationshintergrund. Zudem 
regt er oder sie Maßnahmen zur Verbesserung der 
Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 
an. Die oder der Bayerische Integrationsbeauftragte 
ist bei allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen 
wichtigen Vorhaben, soweit sie im Schwerpunkt the-
matisch einschlägige Fragen behandeln oder berüh-
ren, zu beteiligen. 

  

Zu Art. 5   
Bayerischer Integrationsrat: 

Der oder die Bayerische Integrationsbeauftragte soll 
zu seiner Beratung und Unterstützung die Verbände 
sowie geeignete Einzelpersönlichkeiten, welche die 
Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 
fördern, einbinden. Sie oder er richtet hierzu einen 
Bayerischen Integrationsrat ein. Ziel der Zusammen-
arbeit der oder des Bayerischen Integrationsbeauf-
tragten mit diesem Gremium soll es dabei vor allem 
sein, Erkenntnisse über die Integrationsarbeit vor Ort 
und in den einzelnen Verbänden durch Informations-
austausch zu gewinnen, Defizite und Handlungsfelder 
aufzudecken und gemeinsame Handlungsempfehlun-
gen und Verbesserungsvorschläge zu erarbeiten. 

Um eine ausgewogene Besetzung des Bayerischen 
Integrationsrats sicherzustellen, enthält Abs. 2 Satz 2 
eine beispielhafte Aufzählung derjenigen Verbände 
und Organisationen, die bei der Besetzung des Baye-
rischen Integrationsrats Berücksichtigung finden soll-
ten. Auf eine angemessene Vertretung von Menschen 
mit Migrationshintergrund ist hinzuwirken, da diese als 
direkt Betroffene die Situation von Menschen mit Mig-
rationshintergrund in Bayern am besten einschätzen 
und über eigene Erfahrungen berichten können. Sie 
stellen damit eine unverzichtbare Informationsquelle 
darstellen. 

  

Zu Art. 6   
Integrationsbericht:  

Die oder der Bayerische Integrationsbeauftragte ist 
verpflichtet, der Staatsregierung und dem Landtag 
jährlich einen schriftlichen Integrationsbericht vorzule-
gen. Dieser Bericht soll dazu dienen, den Stand der 
Integration sowie die Umsetzung des vorliegenden 
Gesetzes zu überprüfen. Daneben soll der oder die 
Integrationsbeauftragte auch über seine Tätigkeit Be-
richt erstatten. Der Integrationsbericht ist grundsätz-



Seite 12 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache 17/13709 

lich im Bayerischen Integrationsrat vorzuberaten. 
Jährliche Berichte haben den Vorteil, dass sie neues-
te Entwicklungen in verschiedensten Bereichen um-
gehend aufzeigen und somit der Landespolitik Hin-
weise auf notwendige Weichenstellungen geben. Be-
richte, welche lediglich einmal pro Legislaturperiode 
gegeben werden, laufen dagegen Gefahr, die oben 
genannten Entwicklungen nicht zeitgerecht darzustel-
len. 

  

Zu Art. 7   
Zentrale Informationsstelle:  

Die Hilfsbereitschaft für Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Bayern ist groß. Neben zahlreichen Unter-
nehmen und Verbänden wollen auch viele Bürger sich 
für Menschen mit Migrationshintergrund engagieren. 
Ihnen allen ist gemeinsam, dass sie häufig mit büro-
kratischen Hürden zu kämpfen haben und teilweise 
auch nicht über die nötigen Informationen verfügen. 
Eine Bündelung aller Informationen für Engagement 
im Bereich Integration bei einer zentralen Informati-
onsstelle könnte insoweit Abhilfe schaffen. Die Frust-
ration beim derzeitigen Kampf um Informationsgewin-
nung könnte auf diese Weise minimiert werden. Statt 
zahlreicher verschiedener Behörden und Ansprech-
partner sähen sich engagierte Unternehmen und Bür-
ger nur noch einer zentralen Anlaufstelle gegenüber. 
Eine entsprechende zentrale Informationsstelle sollte 
daher beim Staatsministerium für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration als federführendem Ministeri-
um in allen integrationspolitischen Angelegenheiten 
eingerichtet werden. Deren Aufgabe soll in der Beglei-
tung, Beratung und im Informationsaustausch in allen 
integrationsrelevanten Fragestellungen bestehen. Das 
Angebot soll sich dabei nicht ausschließlich an Men-
schen mit Migrationshintergrund richten. Auch in In-
tegrationsfragen interessierte einheimische Bürger, 
Unternehmen und Verbände sollen das Angebot 
wahrnehmen können 
  

Zu Art. 8   
Interkulturelle Öffnung der Verwaltung:  

Menschen mit Migrationshintergrund sind im öffentli-
chen Dienst derzeit noch unterrepräsentiert. Er bildet 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht die geänder-
te gesellschaftliche Realität ab. Es muss daher eine 
Erhöhung des Anteils von Menschen mit Migrations-
hintergrund angestrebt werden. Ein höherer Anteil von 
Menschen mit Migrationshintergrund kann dazu bei-
tragen, dass sich die Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund besser mit staatlichen Stellen identifizieren 
kann. Der öffentliche Dienst würde ein wichtiges Zei-
chen im Umgang mit Vielfalt setzen. Zudem könnte 
die Leistungsfähigkeit der Behörden erhöht werden. 
Mit Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ist grundsätzlich keine Quoten-
regelung oder Zielvorgabe verbunden. 

Für den Umgang mit Menschen unterschiedlicher 
Herkunft, aber auch im Hinblick darauf, Maßnahmen, 

Angebote und Strategien in allen Politikfeldern adä-
quat beurteilen zu können, sollten Bedienstete der 
öffentlichen Verwaltung über interkulturelle Kompe-
tenz verfügen. Interkulturelle Kompetenz ist ein wich-
tiges Element für einen respektvollen Umgang zwi-
schen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund. 

Mit der interkulturellen Öffnung der Verwaltung und 
des Öffentlichen Dienstes muss grundsätzlich auch 
der Schutz vor Diskriminierung einhergehen. Die Er-
höhung des Anteils von Menschen mit Migrationshin-
tergrund ist für sich allein nicht ausreichend, um ras-
sistische und diskriminierende Strukturen zu bekämp-
fen. 

Interkulturelle Kompetenz ist nicht nur ein wichtiges 
Element, um Menschen mit Migrationshintergrund für 
den Öffentlichen Dienst zu gewinnen. Interkulturelle 
Kompetenz gilt es grundsätzlich bei allen Mitarbeitern 
unabhängig von deren Funktion zu unterstützen und 
zu entwickeln bzw. weiterzuentwickeln. Bei staatli-
chen, landesrechtlichen bzw. durch den Freistaat ge-
förderten Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 
sind entsprechende Angebote zur Förderung interkul-
tureller Kompetenz aufzunehmen. Die Förderung die-
ser Angebote kann von der Bereitschaft der Maßnah-
meträger zur Förderung von interkultureller Kompe-
tenz abhängig gemacht werden. 
  

Zu Art. 9   
Bildung:  

Zu Abs. 1: 

Damit ein Mensch in Eigenverantwortung sein Leben 
gestalten und an der Gesellschaft teilhaben kann, ist 
Bildung grundlegende Voraussetzung. Besonders von 
Bedeutung sind hierbei ein gelebter Wertekonsens 
und Partizipationsmöglichkeiten bei allen Bildungsein-
richtungen sowie die Basis für alles ein souveräner 
Umgang mit der deutschen Sprache. Die Umsetzung 
dieser Aspekte ist ein entscheidender Beitrag für 
Chancengerechtigkeit und bildet die Grundlage dafür, 
dass sich jeder Einzelne aktiv in die Gesellschaft ein-
bringen kann. Die Bildungseinrichtungen tragen daher 
durch entsprechende Angebote zum Erlernen der 
deutschen Sprache, die auf den einzelnen Bedarf 
ausgerichtet sind, zur Integration von Kindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen mit Migrationshinter-
grund bei. 
  

Zu Abs. 2: 

Bildung ist die Grundlage für eine gelingende Integra-
tion. Jeder Schüler und jede Schülerin in Bayern ist 
deshalb unabhängig seines aufenthaltsrechtlichen 
Status schul- und berufsschulpflichtig und hat spätes-
tens nach drei Monaten einen Anspruch auf einen 
Platz an einer bayerischen Schule. Die Schulpflicht ist 
auch im Sinne von Art. 28 der UN-Kinderrechts-
konvention und Art. 129 der Bayerischen Verfassung. 
Allen Kindern und Jugendlichen muss daher ein Zu-
gang zu einer schulischen Bildungseinrichtung unab-
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hängig von ihrem aufenthaltsrechtlichen Status er-
möglicht werden. 

Um flächendeckend schulische Bildungsangebote 
bereitzustellen, die ein zügiges Erlernen der deut-
schen Sprache ermöglichen, sollen an Schulen aller 
Schularten besondere Klassen zur Sprachförderung 
wie beispielsweise Übergangsklassen, SPRINT-Klas-
sen, In Gym-Klassen oder Berufsintegrationsklassen 
eingerichtet werden. Ziel ist dabei stets, die Schüle-
rinnen und Schüler frühestmöglich in eine Regelklas-
se aufzunehmen. 

  

Zu Abs. 3: 

Die Bildungseinrichtungen sollen auf die ethnische, 
kulturelle und religiöse Identität von Kindern, Jugend-
lichen und Erwachsenen achten und auch diese för-
dern. 

  

Zu Abs. 4: 

Um die interkulturelle Kompetenz zu fördern, sollen 
entsprechende Angebote bei der Aus-, Weiter- und 
Fortbildung der Pädagogen und Pädagoginnen auf-
genommen werden. 

  

Zu Art. 10   
Hochschule:  

Durch die Zuwanderung von Menschen mit Migrati-
onshintergrund wird es zu einer stärkeren Nachfrage 
nach Bildungsangeboten kommen, die nur institutio-
nenübergreifend bewerkstelligt werden. Aus diesem 
Grund soll es auch den bayerischen Hochschulen 
möglich sein, einen allgemeinen Bildungsbeitrag zu 
leisten und diesen aus ihren Etats finanzieren können. 
Wichtig ist jedoch, dass die Trennung zwischen schu-
lischer und universitärer Bildung dadurch nicht unter-
laufen wird. Ermöglicht werden sollen spezifische 
Angebote der Hochschule, nicht jedoch ein reguläres 
Studium oder sonstige Studien i. S. des Art. 42 Abs. 2 
Satz 2, Art. 56 BayHschG. Diese sollen nicht-im-
matrikulierten Studieninteressierten Orientierung, Be-
ratung und Unterstützung zum Beispiel hinsichtlich 
des Spracherwerbs bieten, der eine der wesentlichen 
Voraussetzungen für die Aufnahme eines regulären 
Studiums ist. 

  

Zu Art. 11   
Arbeit und Beruf: 

Zu Abs. 1: 

Arbeit stellt eine unverzichtbare Voraussetzung für 
gesellschaftliche Teilhabe und berufliche Integration 
dar. Die Teilnahme am Arbeitsleben ermöglicht Men-
schen mit Migrationshintergrund, ihren Lebensunter-
halt selbst bestreiten zu können. Sie werden so zu 
einem Teil unserer Solidargemeinschaft und gewin-
nen an Selbstwertgefühl. Arbeit bietet Menschen mit 

Migrationshintergrund zudem die Chance, ihr vorhan-
denes Profil weiterzuentwickeln und Aufstiegsmög-
lichkeiten zu nutzen. Damit berufliche Integration ge-
lingen kann, bedarf es allerdings auch der Ausbil-
dungsbereitschaft und Berufsfähigkeit. Diese gilt es 
unter Ausschöpfung bereits vorhandener Ressourcen 
zu fördern und zu stärken. Besonders Zweisprachig-
keit und die berufliche Qualifikation aus dem Her-
kunftsland bieten Potential für Wirtschaft und Arbeits-
markt und können eine Abhilfe für den zu erwartenden 
Fachkräftemangel darstellen. 

  

Zu Abs. 2: 

Der Staat fördert alle Maßnahmen der Unternehmen 
und Verbände der Wirtschaft, die darauf ausgerichtet 
sind, eine schnelle berufliche Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund zu ermöglichen. 

  

Zu Art. 12   
Kommunen: 

Die Kommunen nehmen bei der Aufgabe der Integra-
tion der zu uns kommenden Menschen eine Schlüs-
selrolle ein. Es entscheidet sich primär auf kommuna-
ler Ebene, ob Integration erfolgreich verlaufen wird. 
Denn die Menschen sind in den einzelnen Kommunen 
untergebracht und müssen dort in die örtliche Ge-
meinschaft integriert werden. Die Kommunen in Bay-
ern haben hierbei bereits hervorragende Arbeit geleis-
tet, die vor allem Dank und große Anerkennung ver-
dient. Doch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
kommunalen Ebenen darf im Zusammenhang mit den 
Integrationsanstrengungen nicht überschritten wer-
den. Der Staat muss daher sicherstellen, dass die 
Kommunen über die nötige finanzielle Unterstützung 
bei der Bewältigung von Integrationsaufgaben verfü-
gen. 

  

Zu Art. 13   
Inkrafttreten: 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.   


